
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

     18. November 2005 
 

 ..2  

 
Dr. Ernst Dieter Rossmann 

Mitglied des Deutschen Bundestages 
Sprecher der SPD-Landesgruppe Schleswig-Holstein 

__ 

__ 

Deutscher Bundestag 
Paul-Löbe-Haus, 7. OG, R 7131/7133 
Postanschrift: 
Platz der Republik 
11011 Berlin 
Tel.: (030) 227 – 73 447 
Fax: (030) 227 – 76 318 
x ernst-dieter.rossmann@bundestag.de 
www.ernst-dieter-rossmann.de 

Dr. E. D. Rossmann, MdB · Platz der Republik · 11011 Berlin 

Wahlkreisanschrift: Am Drosteipark 5, 25421 Pinneberg, Tel.: (04101) 200 639, Fax: (04101) 553 665 
E-mail: ernst-dieter.rossmann@wk.bundestag.de 

P R E S S E M I T T E I L U N G 
 

Koalitionsvertrag gute Grundlage für die weitere Entwicklung 
auch in Schleswig-Holstein 

 
Der am Freitag ratifizierte Koalitionsvertrag von SPD, CDU und 
CSU für die Jahre 2005 bis 2009 enthält nach Auffassung des 
Sprechers der schleswig-holsteinischen SPD-
Bundestagsabgeordneten Dr. Ernst Dieter Rossmann wichtige Eck-
punkte, die schleswig-holsteinische Landesinteressen aufnehmen 
und unterstützen. Der Landesgruppensprecher sieht hierbei insbe-
sondere sechs Handlungsfelder: 
 

1. Der Ausstieg aus der Atomenergie bleibt. Gleichzeitig ist 
festgelegt worden, dass der Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien massiv gesteigert werden soll. Für Schleswig-Holstein 
besonders wichtig: Die Koalitionsparteien wollen sich auf 
die Erneuerung alter Windkraftanlagen (Repowering) und 
die Offshore-Windstromerzeugung konzentrieren und dafür 
die Rahmenbedingungen (z. B. Ausbau der Stromnetze) 
verbessern. 

 
2. Die Arbeit des Koordinators für die Maritime Wirtschaft 

wird fortgeführt. Angesichts der Bedeutung der maritimen 
Wirtschaft bekennt sich die Koalition dazu, durch Förde-
rung von Innovationen im Schiffbau die Wettbewerbsfähig-
keit zu stärken. Auch das Instrument der Tonnage-Steuer 
soll steuerrechtlich erhalten bleiben. 

 
3. Bei der Schiffs- und Umweltsicherung auf Nord- und Ost-

see wird erstmals auch die Einrichtung einer nationalen 
Küstenwache ins Auge gefasst. Hierfür haben sich Landes-
regierung, Landtag und auch die schleswig-holsteinischen 
Bundestagsabgeordneten immer gemeinsam eingesetzt. An-
dere Bundesländer im Norden und auch die Bundesbehör-
den hatten sich dem Ansinnen aus Schleswig-Holstein wi-
dersetzt. Im Koalitionsvertrag heißt es jetzt „Die Leistungs-
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fähigkeit des maritimen Sicherheitszentrums wird nach drei 
Jahren evaluiert. Es ist dabei dann auch zu prüfen, ob das 
bestehende Konzept vorteilhaft ist, oder die Einrichtung ei-
ner nationalen Küstenwache angestrebt werden sollte.“ 

 
4. Der Forschungsstandort Deutschland soll nachhaltig ge-

stärkt werden. Hierbei ist für die Metropolregion Ham-
burg/Schleswig-Holstein die Festlegung besonders wichtig, 
dass der Bau der beschlossenen Großgeräte auf eine sichere 
finanzielle Basis gestellt wird. Damit ist die Verwirklichung 
der 900-Millionen-Euro-Investition beim DESY Ham-
burg/Schenefeld (Schleswig-Holstein) als internationales 
Leuchtturmprojekt garantiert. 

 
5. Auch die „Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der re-

gionalen Wirtschaftsstruktur“ und die „Gemeinschaftsauf-
gabe zur Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ sollen erhalten bleiben. Die „Gemeinschaftsauf-
gabe zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
wird in der aktuellen und in der mittelfristigen Finanzpla-
nung in gleich bleibender Höhe fortgesetzt. Eine flexible 
Ausgestaltung zum Beispiel für Förderung von Cluster-
Management und Markteinführung für innovative Produkte 
soll ein wichtiges Element der weiterentwickelten Förder-
strategie werden. 

 
6. Auch ein besonderes Verkehrsvorhaben von internationaler 

Bedeutung in Schleswig-Holstein hat eine ausdrückliche 
Erwähnung im Koalitionsvertrag gefunden. Die Koalitions-
partner wollen die Public-Private-Partnership in der Ver-
kehrswegeplanung voranbringen und sich deswegen für die 
Realisierung der Fehmarnbelt-Querung als internationales 
PPP-Referenzvorhaben einsetzen. 

 


